
MEINUNG + DISKUSSIONwww.taz.de

meinung@taz.de12 DIENSTAG, 11. MAI 2010  DIE TAGESZEITUNG

ie WählerInnen haben abge-
stimmt – aber wofür? Es gibt kei-

ne Mehrheit für Schwarz-Gelb, keine
fürRot-Grün,keinefürSchwarz-Grün.
Die Parteien dürften dies als Zumu-
tung empfinden. Zu Unrecht. Denn
dieses Votum hat seine eigene Logik
undKlugheit.

Dass die Wähler Schwarz-Gelb
nicht wollten, war absehbar. Und Rot-
Grün?VoreinpaarMonatenwardiese
Koalition noch tot. Ihre Wiederaufer-
stehung wäre ein zu großes und zu-
dem ein unverdientes Wunder gewe-
sen. Dass es auch für Schwarz-Grün
nicht reicht, kann man als Quittung
für das allzu clevere Doppelspiel von
CDUundGrünen verstehen. Nach au-
ßen gingen beide demonstrativ auf
Distanz, um ihre Stammwähler nicht
zuirritieren–insgeheimwarSchwarz-
Grün längst beschlossene Sache. Das
war dann doch zu tricky, um belohnt
zuwerden.

Die Regierungsbildung wird nun
kompliziert. Es ist sogarmöglich, dass
es, wie in Hessen, ein langes Patt gibt,
und mangels neuer Regierung CDU
und FDP ohne Mehrheit erst mal im
Amt bleiben. Aber zum Jammern gibt
eskeinenGrund.DieParteienmüssen
sich eben an knappe Ergebnisse ge-
wöhnen. Das Fünfparteiensystem ist,
mit der Linkspartei im Düsseldorfer
Landtag, fest etabliert. In diesem Sys-
tem sind knappe Ausgänge immer
möglich – und Zweierbündnisse wie
Rot-Grün oder Schwarz-Gelb werden
seltener. Die Parteien müssen ge-
schmeidiger undmutigerwerden, sie
müssen improvisieren lernen – alles
Eigenschaften,die imstarrenbundes-
republikanischenParteiensystemsel-
tengefragtwaren.

Zur Ironie der Situation inNRWge-
hört, dass, neben der großen Koaliti-
on, offenbar nur das unwahrschein-
lichsteallerBündnissebleibt:Rot-Rot-
Grün.Dabei sprichtviel fürdieseKoa-
lition. In landespolitischen Kernbe-
reichen – der Schul- und Energiepoli-
tik oder der Entschuldung der Kom-
munen – gibt es mehr Verbindendes
als Trennendes. Der Gewerkschafts-
flügel der Linkspartei um Wolfgang
Zimmermannmeintesernstmitdem
Regieren. DieGrünendürftennun ihr
Herz für Rot-Rot-Grün entdecken –
was eingedenk der Tatsache, dass sie
sich seit Monaten innerlich mit
Schwarz-Grün angefreundet hatten,

D eine interessante Wendung ist. Und
auch das ist eine Pointe der Geschich-
te: Wenn jemand die flatterhafte
Linkspartei in NRW auf Regierungs-
kurs bringen kann, dann der Alb-
traum der Sozialdemokraten: Oskar
Lafontaine.

Allerdings verbindet Hannelore
Kraft wenig mit dem Projekt Andrea
Ypsilantis. Sie vertritt kein ökosozia-
les Reformprogramm. IhreWandlung
von der Agenda-2010- und Clement-
Anhängerin zur mittig-linken Sozial-
demokratin verlief geschmeidig. Sie
misstraut der Linkspartei zutiefst –
undselbstwennsichdiesändernwür-
de, wäre offen, ob sich die geistig im-
mobile Ruhrgebietssozialdemokratie
mitRot-Rot-Grünarrangierenkönnte.
Außerdem würde Rot-Rot-Grün von
der erste Sekunden an unter Dauer-
feuer der Medien in NRW stehen. Un-
möglich ist Rot-Rot-Grün nicht. Nur
fehlt bislang das Entscheidende: der
Mut der SPD, ein Risiko einzugehen
und die realpolitische Wandlung der
Linkspartei zu forcieren.

So wird Rot-Rot-Grün wohl das Ge-
spenstbleiben,dasdieSPD indeman-
stehendenMachtspielmitderCDUge-
legentlich herumspuken lässt. Auch
die Ampel, von der die rechte SPD
träumt,wirdgelegentlich insSpiel ge-
bracht werden. Doch um die zum
Leuchten zu bringen, müsste die FDP
in der Bildungspolitik alles revidie-
ren, was sie in den letzten fünf Jahren
getanhat.

So läuft alles auf einegroßeKoaliti-
on hinaus. Jürgen Rüttgers, der schon
halb Zurückgetretene, dürfte kein all-
zu großes Hindernis sein. Aber auch
ohne Rüttgers wird dies ein harter
Kampf. Die Fraktionen von CDU und
SPD sind gleich stark. Beide wollen
sichnichtmitderRolledesJuniorpart-
ners bescheiden. Den Sozialdemokra-
ten hat die Bundestagwahl 2009 ge-
zeigt,wieübel dies für sie endet.

Möglich wäre eine israelische Lö-
sung:eineHälftederLegislaturregiert
Hannelore Kraft, die andere Armin
Laschet oder wer auch immer. Aller-
dings ist die hiesige politische Klasse
zu konventionell für solche Ideen.
Aber auch Realpolitik muss, damit
überhaupt noch etwas funktioniert,
kreativerwerden.Das kanneinErgeb-
nis dieser Wahl sein: gar nicht
schlecht.
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KreativeMehrheiten

on einem „Warnschuss“ sprach
Guido Westerwelle bereits am

Abend der NRW-Wahlniederlage. Der
FDP-Chef hofft, dass ihm bislang
fremdeGestenderDemuthelfenwer-
den, die erste großeNiederlage seiner
Partei seit Jahrenzuüberstehen.Doch
der Sturz in die Opposition inDüssel-
dorf und der Verlust der schwarz-gel-
ben Mehrheit im Bundesrat wühlen
dieFDPauf.Willmanweiter zurPartei
eines irrlichternden Populismus ver-
kommen? Befreitman sich vomRuch
derEin-Themen-Partei?

Die Liberalen sind zutiefst verunsi-
chert. Ihre Strategie, mit dem Thema
Steuersenkungen Wähler einzusam-
meln, ist spätestens seit Merkels
Machtwort am Montag gescheitert.
Westerwelle, stets nur geachtetwegen
seiner Erfolge, nie geliebt, ist der
Hauptverantwortliche für das
schlechte FDP-Abschneiden. Um die-
sen Unmut politisch zu überleben,
wird erMacht abgebenmüssen. Doch
an wen und zu welchem Zweck? Die
Gefahr besteht, dass Parteigrößen

V nun eilig weitere populistische Kam-
pagnenà la„spätrömischeDekadenz“
anzettelnwerden.

EinenerstenHinweis dafür lieferte
Sylvana Koch-Mehrin. Die nicht gera-
de für inhaltliche Arbeit bekannte
FDP-ChefinimEU-Parlamentforderte
jüngst ein europaweites Burka-Ver-
bot. Damit verstörte sie selbst ihre
fachlich bewanderteren Parteifreun-
de.

Soweitmussesnichtkommen.An-
fangs zaghaft, nun vernehmlicher ru-
fenFDPlernachmehrGesichternund
Themen für ihre Partei. Die Planun-
genfüreineZeitnachWesterwellelau-
fenan.

Doch ein echter Kurswechsel
scheint schwer möglich. Dazu fehlt
der Partei eine ganze Politikergenera-
tion, die glaubhaft für Bürgerrechte,
Bildungsgerechtigkeit oder gar Um-
weltschutz streiten könnte. Wester-
wellemag geschwächt sein, doch sein
politisches Erbewird noch lange fort-
wirken.
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Fast schonDemut

Wer die Linkspartei auf Regierungskurs bringen
kann? Nur der Albtraum der SPD: Lafontaine

ngela Merkel vor wenigen Ta-
gen: „Die Politikmuss das Pri-
mat über die Märkte wieder-
erlangen.“ Die Kanzlerin ei-

ner dermächtigstenWirtschaftsnatio-
nen gesteht öffentlich ein, dass die Po-
litik sich hat die Macht aus der Hand
nehmenlassen.EineRäuberbandevon
Spekulanten treibt demokratisch legi-
timierte Regierungen wie eine Vieh-
herde vor sich her und die Vertreter
des Volkes müssen auf offener Bühne
um ihre Selbstbehauptung gegenüber
einer gemeingefährlichen Finanz-
branche kämpfen. Angesicht dessen
ist der Glaube, es sei von Bedeutung,
wer inNordrhein-Westfalenregiert, ei-
ne Anstrengung.

Finanzbranche als Lackmustest

Wie kann diese Finanzbranche so re-
guliert und geschrumpftwerden, dass
sie Bürgern und Unternehmen dient?
Wer zahlt die Zeche der Krisen? Wie
und wie schnell kann die deutsche
Wirtschaft zu einer ökologisch gepräg-
ten Wissensindustrie umgebaut wer-
den? Und: Wird die jetzige Euro-Krise
genutzt, um zu einer gemeinsamen
WirtschaftspolitikderEUzukommen?

Keinedieser Fragen ist abstraktund
fern, jede Antwort beeinflusst Politik
und Alltag der Menschen gravierend
und bis ins Detail: die Finanzlage der
Kommunen, die Stabilität von Unter-
nehmen, dieQualität desBildungssys-
tems. Und eine überzeugende Ant-
wort auf die erste Frage ist konstitutiv
für alle anderen: Solange die Finanz-
branche, die so selbstverständlich Kri-
sen produziert wie sich jeden Herbst
Schnupfenausbreitet, nicht gebändigt
ist, ist alles andere auf Sand gebaut.

Was ist vor demHintergrunddieser
Herausforderungen aus diesemWahl-
ergebnis herauszulesen?

Es ist ein politischer Segen, dass die
Partei Die Linke auch im bevölke-
rungsreichsten Bundesland in den
Landtag eingezogen ist; numerischbe-
scheiden und doch souverän. Ein Er-
starkenderSPDmussalsonicht auf ih-
re Kosten gehen. Vielmehr zeigt das
Ergebnis: Die drei Parteien, die poten-
ziell Träger einer Politik links des
Mainstreams sind, können zeitgleich
gewinnen. Und es zeigt auch: Mit dem
Einzug der Linken werden Sozialde-
mokraten und Grüne nicht aus der
Verlegenheit entlassen, sich politisch
klar zu positionieren. Beides ist mög-
lich: eine rot-rot-grüne Landesregie-
rung und eine rot-grüne Regierung,
die sich tolerieren lässt. Wenn die SPD
nicht eines von beiden wagt, dann ist
sie ihren relativen Wahlerfolg nicht
wert.

A
Es gibt also einerseits eine hand-

lungsfähige Option auf eine halbwegs
linke Politik. Und andererseits ist die
konservativ-marktradikaleVariante in
Düsseldorf abgewählt und die im
Bund kann – via Bundesrat – blockiert
werden. Das heißt, dieses numerisch
so zwiespältige und alles andere als
klareWahlergebnis birgt dieOption in
sich, das politische Ergebnis der Bun-
destagswahl so gut wie umzudrehen.

FDP kann ausgeschaltet werden

Die FDP kann politisch faktisch ausge-
schaltetwerden.Siesitzt inBerlinzwar
weiterhin am Kabinettstisch, als ein
gewisser Stör- und Lärmfaktor, aber
niemand muss länger auf sie hören.
Damit wäre dasWerk von AngelaMer-
kel vollendet: Sie verspürt offenkun-
dig auch in einer Regierung mit der
FDP keine Lust, zu ihrem einst
marktradikalenKurs zurückzukehren.
Und so ließ sie ihren Wunschpartner
FDP von ihren besten (Schäuble wg.
Steuersenkungen) und nervtötends-
ten (Seehofer und Söder wg. Kopfpau-
schale) Kräften zermürben. Es war
wahrlich ästhetisch kein Genuss, aber
die Kanzlerin erzielt so mit einemMi-
nimum an eigenem Aufwand ein Ma-
ximumanliberalerSchrumpfung.An-
gela Merkel hat sich in diesem neuen
Fünfparteiensystem die Mitte ge-
mopst. Und diese Position will sie,
fleischgewordeneMitte, sich auch von
der FDP nicht gefährden lassen. Inso-
fern diente der nun so sehr beklagte
holprigeStartderBundesregierungei-
nem guten Zweck.

Der Niedergang der FDP ist nicht
hochgenugeinzuschätzen: Sie erzielte

bei der Bundestagswahl 14,6 Prozent.
Esschien, sieerstürmedenpolitischen
Himmel und werde bald Volkspartei.
Und es schien, der Erfolg der FDP sei
ein Erfolg der politischen Speerspitze
desMarktradikalismusundEgoismus.
Und nun?

Im Nachhinein erscheint ihr Wahl-
erfolg als politischer Irrtum, den das
Wahlvolk jetzt korrigierte.UnddiePar-
tei präsentiert sich, als habe sie sich in
der langen Oppositionszeit mit dem
Mittel der Selbstsuggestion mumifi-
ziert,mit letzterKraft andieMacht ge-
schleppt und verwese nun, seit sie an
der frischen Luft der Öffentlichkeit
zeigenmuss, ob sie regieren kann.

Politiker ohne Legitimation

Aber das hat die Landtagswahl auch
gezeigt: Die Politik hat keine Macht-
zentren mehr. Die kleinen Parteien
werden größer, die bisher schwachen
etwas stärker, die bisher noch starken
schwächer. Die Parteien vermögen
nichteinmalgemeinsam, ihremWahl-
volk überzeugend beizubringen, dass
die bedrohlichen Staatsschulden als
Folgen des Krisenmanagements weit-
gehend vonder Finanzbranche zu ver-
antworten sind. Und alle Parteien zu-
sammen sind weniger denn je legiti-
miert: Das Ergebnis dieser Wahl war
bis zuletzt offen und deshalb span-
nend.

Es gibt eine Krise. Es kommt auf die
Politik an, sie ist also wichtig. Wenn in
einer solchen Lageweniger als 60 Pro-
zent der Bürger wählen, dann ist dies
mehr als eine geringe Wahlbeteili-
gung: Es ist ein Akt der Delegitimie-
rung. Denn das Verhalten der gut 40
Prozent – so vielfältig die Motive sein
mögen – kann mehr denn je rational
begründet werden: Warum soll ich
Ohnmächtige wählen?

Die Finanzbranche diktiert. Sie ist –
von den Demokratien aus gesehen –
außerKontrolle.Vorkurzemführte sie
die Weltwirtschaft an den Abgrund,
heute die EU. Und morgen? Die desa-
vouierte demokratische Politik muss
erst einmalAutoritätundGestaltungs-
kraft zurückgewinnen, auch national.
Siemuss dieMachtfrage stellen. Eben-
so einfache wie weitreichende Maß-
nahmenstehenaufderTagesordnung,
um dieser Diktatur endlich ein Ende
zu bereiten. Es ist die Finanzwelt
selbst, welche die Aufgabe, ihr das
Handwerk zu legen, zur vornehmsten
Pflicht für Bürger und Politik macht.
Eine einfache Landtagswahl hat nen-
nenswerte neue Optionen geschaffen,
mit denen ein neuer Anlauf in diesem
Sinne genommenwerden kann.

WOLFGANG STORZ

Die Machtfrage stellen
NRW-WAHLEN Die Wähler wie die Nichtwähler haben den Politikern gezeigt,

dass sie sich nur legitimieren können, wenn sie die Finanzbranche regulieren

Das Verhalten der gut 40
Prozent Nichtwähler lässt
sichmehr denn je rational
begründen: Warum soll
ich Ohnmächtige wählen?
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Wolfgang Storz

■ war von 2002 bis 2006 Chefredakteur
der Frankfurter Rundschau. Er lehrt an

den Unis Kassel und
Frankfurt zum „Ver-

hältnis Massenmedi-
en und Politik“ und
schrieb das Buch:
„Alles Merkel?

Schwarze Risiken.
Bunte Revolutionen“.
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